
Satzung des Vereins Weggemeinschaft Stille e.V.
  
§ 1 Name, Sitz und Zweck des Vereins 
1) Der Verein führt den Namen: Weggemeinschaft Stille 
2) Sitz und Gerichtsstand des Vereins ist Köln, Christian-Schult-Str.24, 50823 Köln. 
3) Der Verein ist in das Vereinsregister einzutragen. 
Der Name wird dann mit dem Zusatz versehen “eingetragener Verein“ (“e.V.“). 
4) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr 
  
§ 2 Ziele und Aufgaben des Vereins 
1) Zweck des Vereins ist die Übung von Zen Meditation. 
Die Übung besteht im Wesentlichen aus Sitz- und Gehmeditation in der Stille. 
Er versteht sich als Weggemeinschaft von Meditierenden, ist überkonfessionell und keiner 
Religion verpflichtet. 
Die Grundhaltung ist das Vertrauen zum Leben. 

2) Der Satzungszweck wird insbesondere durch folgende Maßnahmen verwirklicht: 
 Veranstaltung von Kursen zur Förderung und Einübung der gegenstandsfreien 
Meditation. Die Teilnahme an den entsprechenden Kursen des Vereins ist nicht an die 
Mitgliedschaft des Vereins gebunden. Sie ist offen für alle Personen, die einen Übungsweg 
zur Entwicklung und Vertiefung geistig - seelischer Werte suchen. Insbesondere sollen die 
Kurse zu innerem Frieden, Lösung von Spannungen, Entwicklung geistiger Fähigkeiten, 
Harmonie im Alltag und zu einer allgemeinen Bewusstseinsentfaltung führen. 
 Mietung von Übungsstätten. 
 Errichtung und Unterhaltung von eigenen Übungsstätten. 
 Förderung und Unterstützung mittelloser Interessenten. 
  
§ 3 Mitgliedschaft 
1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche wie juristische Person sein, sowie jede andere 
Organisation, die sich bereit erklärt, die Ziele des Vereins wirksam zu fördern. Die Aufnahme

ist schriftlich zu beantragen. Über den Antrag entscheidet der Vorstand. 

2) Der Austritt eines Mitgliedes erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand 
und ist jederzeit möglich. 

3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes ausgeschlossen werden, wenn es den 
Vereinszielen zuwider handelt oder seinen Verpflichtungen gegenüber dem Verein nicht 
nachkommt. Gegen den Beschluss kann das Mitglied die Mitgliederversammlung anrufen. 
Diese entscheidet endgültig. Das Mitglied ist zu der Versammlung einzuladen und anzuhören.

4) Eine Rückgewähr von Beiträgen oder Spenden bei Austritt oder Ausschluss ist 
ausgeschlossen. 

5) Der Verein erhebt von seinen Mitgliedern einen Jahresbeitrag. 
Der Mindestbeitrag wird von der Mitgliederversammlung festgelegt. 

  § 4 Organe des Vereins 
1) Die Organe des Vereins sind: 



Mitgliederversammlung 
Vorstand. 
  
§ 5 Mitgliederversammlung 
1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden unter Bekanntgabe der Tagesordnung 
schriftlich einberufen. Die Einladung muss mindestens 14 Tage vorher eingegangen sein. Sie 
tagt so oft es erforderlich ist, mindesten einmal im Jahr. 
2) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder 
beschlussfähig. Bei der Einladung ist darauf hinzuweisen. Die Mitgliederversammlung fasst 
ihre Beschlüsse mit der einfachen, bei Satzungsänderungen mit der Mehrheit von 3/4 der 
abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Versammlungsleiters. Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der Vorsitzende oder 
einer der Stellvertreter. Art und Form der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. 
3) Jedes Mitglied kann sich durch ein anderes Mitglied durch schriftliche Vollmacht vertreten 
lassen, jedoch kann kein Bevollmächtigter mehr als drei fremde Stimmen abgeben. 
4) Bei Wahlen hat, wenn dies gefordert wird, eine geheime Wahl stattzufinden. 
5) Über die Beschlüsse und, soweit zum Verständnis über deren Zustandekommen 
erforderlich, 
auch über den wesentlichen Verlauf der Verhandlung, ist eine Niederschrift anzufertigen. Sie 
wird vom Versammlungsleiter und dem Protokollführer unterschrieben. 
6) Die ordentliche Mitgliederversammlung, die jährlich stattfindet, beschließt im Besonderen 
über: 
 die Festsetzung der Jahresbeiträge, 
 die Änderung der Satzung, 
 die Entgegennahme des Geschäftsberichts und der Jahresrechnung, sowie des 
Prüfungsberichts der Rechnungsprüfer, 
 die Entlastung des Vorstandes, 
 die Wahl der Vorstandsmitglieder, 
 die Wahl von 2 Rechnungsprüfern. 
7) Die Jahresrechnung ist alljährlich durch die Rechnungsprüfer zu prüfen, die dem Vorstand 
darüber schriftlich zu berichten haben. 
  
§ 6 Vorstand 
1) Der Vorstand besteht aus mindestens 3, höchstens 6 Mitgliedern, die von der 
Mitgliederversammlung gewählt werden. 

2) Die Amtsdauer der Mitglieder des Vorstandes beträgt drei Jahre. Eine Wiederwahl ist 
zulässig. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vorzeitig aus, so ist eine Nachwahl erst dann 
erforderlich, wenn dadurch die Zahl der Vorstandsmitglieder unter 3 sinkt. Der Vorstand 
beruft in diesem Fall bis zur nächsten Mitgliederversammlung neue Vorstandsmitglieder. 

3) Die Einberufung der Sitzungen des Vorstandes erfolgt durch den Vorsitzenden. Sie kann 
schriftlich oder auch telefonisch erfolgen. 

 4) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 3 Mitglieder, darunter der Vorsitzende 
oder einer der Stellvertreter anwesend sind. Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Vorsitzenden oder des Stellvertreters. 

5) Über die Verhandlung des Vorstandes ist eine Niederschrift anzufertigen. Sie ist vom 
Sitzungsleiter sowie einem weiteren Mitglied des Vorstandes, das an der Versammlung 



teilgenommen hat, zu unterzeichnen. 

6) Je zwei Vorstandsmitglieder vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich 
gemeinsam. 

7) Für das Vereinskonto hat jedes Vorstandsmitglied eine Einzelverfügungsvollmacht. 

8) Der Vorstand bleibt bis zur Neu- bzw. Wiederwahl im Amte. 
  

§ 7 Satzungsänderungen und Auflösung 
1) Über Satzungsänderungen, die Änderung des Vereinszwecks und die Auflösung 
entscheidet die Mitgliederversammlung. Vorschläge zu Satzungsänderungen, 
Zweckänderungen und zur Auflösung sind den stimmberechtigten Mitgliedern bis spätestens 
einen Monat vor der Sitzung der Mitgliederversammlung zuzuleiten. Sind nicht wenigstens 
1/3 der Mitglieder anwesend, so ist eine neue Versammlung einzuberufen, und zwar mit einer 
Frist von 14 Tagen. Diese Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Mitglieder beschlussfähig. 

2) Für die Beschlussfassung ist eine Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden 
Stimmberechtigten erforderlich. 

3) Änderungen oder Ergänzungen der Satzung, die von der zuständigen Registerbehörde oder 
vom Finanzamt vorgeschrieben werden, werden vom Vorstand umgesetzt und bedürfen keiner

Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung. Sie sind den Mitgliedern spätestens mit 
der nächsten Einladung zur Mitgliederversammlung mitzuteilen. 
  
Köln, den 11.07.2012 

  


